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Drudesache V/1489 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen Bonn, den 21. Februar 1967 

L 1 - 86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Französische Truppen in Deutschland 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksadle V/1332 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Verteidigung und der Justiz wie 
folgt: 


1. Wie weit sind die Verhandlungen gediehen, die innerhalb der 
NATO geführt werden und das Ziel haben, den in der Bundes- 
republik stationierten französischen Truppen bereits in Friedens- 
zeiten einen festumrissenen und mit den Planungen der NATO 
abgestimmten Auftrag zu erteilen? 

Im Rahmen der Verhandlungen innerhalb der NATO über den 
Auftrag und die Aufgaben der französischen Truppen in 
Deutschland im Verteidigungsfall haben vorbereitende Ge- 
spräche zwischen dem Oberkommandierenden der NATO- 
Streitkräfte in Europa, General Lemnitzer, und dem französi- 
schen Generalstabschef, General Ailleret, stattgefunden. Die 
Ergebnisse werden gegenwärtig geprüft. Es ist zu hoffen, daß 
annehmbare Lösungen erreicht werden können. 


2. Inwieweit unterliegen die in der Bundesrepublik stationierten 
französischen Truppen und die in Frankreich befindlichen deut- 
schen Truppen unterschiedlichen Rechtsvorschriften, insbeson- 
dere welcher Jurisdiktion in strafrechtlicher und zivilrechtlicher 
Beziehung unterliegen die deutschen Truppen in Frankreich und 
die französischen Truppen in Deutschland? 


a) Die gemeinsame Rechtsgrundlage für die Rechte und Pflich- 
ten der französischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Bundeswehr in Frankreich ist das 
Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trages über die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Trup- 
penstatut) vom 19. Juni 1951 (BGBl. 1961 II S. 1190). 
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Für die französischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
gilt außerdem — wie für alle anderen hiesigen Stationie- 
rungsstreitkräfte — das Zusatzabkommen zum NATO- 
Truppenstatut vom 3. August 1959 nebst Unterzeichnungs- 
protokoll und ergänzenden Vereinbarungen, z. B. über die 
Anmeldung von Manövern (BGBl. 1961 II S. 1218, 1313 und 
1355). Außer diesen mehrseitigen Verträgen gelten im 
zweiseitigen Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und 
Frankreich die im Briefwechsel vom 21. Dezember 1966 
getroffenen Vereinbarungen (Bulletin des Presse- und In- 
formationsamts der Bundesregierung, Ausgabe Nr. 161 
S. 1304 vom 23. Dezember 1966). 


Für die Bundeswehr in Frankreich gelten zweiseitige Ab- 
kommen, in denen — teilweise in Präzisierung des NATO- 
Truppenstatuts — Einzelfragen ihrer Rechtsstellung sowie 
der Bereitstellung französischer Sach- und Dienstleistungen 
geregelt sind. 


b) In der Zivilgerichtsbarkeit sind die Mitglieder der Streit- 
kräfte der Entsendestaaten der Gerichtsbarkeit des Auf- 
nahmestaates unterworfen. Dieser Grundsatz gilt sowohl 
für die französischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
als auch für die Bundeswehr in Frankreich. Für die Stationie- 
rungsstreitkräfte in der Bundesrepublik bestehen hinsicht- 
lich der Einleitung des Verfahrens und der Zwangsvoll- 
streckung einige Sondervorschriften (Artikel 31 ff. des Zu- 
satzabkommens) . 

Die Strafgerichtsbarkeit steht nach Artikel VII NATO- 
Truppenstatut grundsätzlich dem Aufnahme- und dem Ent- 
sendestaat zu (konkurrierende Gerichtsbarkeit), sofern die 
Tat nach dem Recht beider Staaten strafbar ist. Der Auf- 
nahmestaat hat das Vorrecht, alle auf seinem Hoheitsgebiet 
begangenen und seine Rechtsordnung verletzenden Straf- 
taten abzuurteilen; zugunsten des Entsendestaates bestehen 
einige Ausnahmen, die ein — verzichtbares — Vorrecht 
auf eigene Aburteilung einräumen (insbesondere bei in 
Ausübung des Dienstes begangenen strafbaren Handlun- 
gen). Unterschiedlich ist jedoch, daß Frankreich auf sein 
Vorrecht, als Aufnahmestaat die konkurrierende Gerichts- 
barkeit auszuüben, nur nach Antrag im Einzelfall verzichtet, 
während die Bundesrepublik Deutschland einen generellen 
Verzicht auf ihr Vorrecht ausgesprochen hat, der jedoch im 
Einzelfall zurückgenommen werden kann, wenn nach deut- 
scher Ansicht wesentliche Belange der deutschen Rechts- 
pflege die Ausübung der deutschen Gerichtsbarkeit erfor- 
dern (Artikel 19 Abs. 3 Zusatzabkommen). Diese Regelung, 
die sich auch als Entlastung der deutschen Justiz auswirkt, 
hat sich insgesamt bewährt. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, eine alle Bereiche umfassende 
vergleichende Darstellung über die Rechte und Pflichten der 
deutschen und französischen Truppen im jeweiligen Nachbar- 
land vorzulegen? 


Soweit Unterschiede zwischen der Rechtsstellung der fran- 
zösischen Streitkräfte in der Bundesrepublik und der Rechts- 
stellung der Bundeswehr in Frankreich bestehen, erklärt sich 
dies z. T. aus der Entstehungsgeschichte. Insbesondere ist je- 
doch darauf hinzuweisen, daß es sich um nach Aufgabe, Dauer, 
Zahl und Rechtsgrundlage der Truppenentsendung verschiedene 
Sachverhalte handelt. Während die französischen Streitkräfte 
in der Bundesrepublik zusammen mit den anderen verbündeten 
Streitkräften aufgrund der Verträge von 1954 ständig statio- 
niert sind, entsendet die Bundeswehr — abgesehen von einer 
zahlenmäßig geringfügigen langfristigen Entsendung — nur von 
Zeit zu Zeit kleinere Einheiten zu kurzfristigen Übungen nach 
Frankreich. Eine alle Bereiche umfassende Darstellung der 
Rechtsstellung der beiderseitigen Streitkräfte im Nachbarland 
erscheint deshalb nicht sinnvoll. Die Bundesregierung ist aber 
bereit, in diesem Zusammenhang zu Einzelfragen weitere Aus- 
künfte zu erteilen. 


Brandt 
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